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Rechtssatz 

Der VwGH hat im Dienstrecht der Orientierung an der sogenannten Medienjustiz mehrfach eine klare Absage 
erteilt (z.B. 30.6.1994, 93/09/0016 oder 14. 9.1994, 94/12/0127). Maßgebend in einem nach rechtlichen 
Gesichtspunkten orientierten Disziplinarverfahren kann nie eine mehr oder weniger von Zufälligkeiten 
abhängige Medienberichterstattung sein. Dem Umstand, ob über eine Dienstpflichtverletzung in den Medien 
berichtet wird oder nicht kommt für die Beurteilung auch nach § 43 Abs. 2 BDG keine entscheidende Bedeutung 
zu. Jedenfalls muss die DK bei Fällung eines Einleitungsbeschlusses noch nicht völlige Klarheit darüber haben, 
ob ein bestimmter Beamter eine Dienstpflichtverletzung begangen hat; dies ist vielmehr erst in dem der 
Einleitung des Verfahrens nachfolgenden Ermittlungsverfahren aufzuklären. Ebenso muss im 
Einleitungsbeschluss das dem Beamten zur Last gelegte Verhalten noch nicht abschließend rechtlich gewürdigt 
werden (z.B. Erk des VwGH v 18.10.1990, 90/09/0044, oder v 7.3.1996, 96/09/0038). 
 

Nach § 105 BDG sind im Disziplinarverfahren auch der § 58 Abs. 2 und der § 60 AVG anzuwenden. Die darin 
normierte Begründungspflicht besteht daher auch für den Einleitungsbeschluss. Die DK ist daher verpflichtet, 
den Grund für die Einleitung des Disziplinarverfahrens in der Begründung ihres Bescheides sowohl in 
sachverhaltsmäßiger als auch in rechtlicher Hinsicht darzulegen. 


